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1 

Rückwirkende Nachweisanforderun-
gen von Krankheitskosten sind verfas-
sungsgemäß 

Kernproblem 

Im November 2010 hatte der Bundesfinanzhof (BFH) seine 

ständige Rechtsprechung zum Nachweis der Zwangsläu-

figkeit bestimmter Aufwendungen im Krankheitsfall und 

deren Abzugsfähigkeit als außergewöhnliche Belastungen 

komplett umgekrempelt. War vormals die medizinische 

Indikation der Behandlung durch ein vorab gefertigtes 

amtsärztliches oder vertrauensärztliches Gutachten oder 

ein Attest eines anderen öffentlich-rechtlichen Trägers 

nachzuweisen, sollte zukünftig mangels gesetzlicher Rege-

lung eine freie Beweiswürdigung stattfinden. Der Gesetz-

geber sah sich daraufhin veranlasst, die alte Rechtslage 

durch Gesetzesänderung wieder herbeizuführen und das 

formalisierte Nachweisverlangen rückwirkend anzuordnen. 

Das geschah mit dem Steuervereinfachungsgesetz 2011. 

Der BFH musste sich jetzt erstmals mit der Verfassungs-

mäßigkeit der Rückwirkung beschäftigen. 

 

 

Sachverhalt 

Der Sachverhalt entsprach denen, die noch zum Ende des 

Jahres 2010 (vor der Gesetzesänderung) für Furore ge-

sorgt hatten. Eheleute machten die Kosten für einen im 

Jahr 2006 durchgeführten Kuraufenthalt als außergewöhn-

liche Belastungen geltend. Die medizinische Notwendigkeit 

der Kur war jedoch nicht durch ein vor Kurbeginn ausge-

stelltes amtsärztliches oder vergleichbares Attest belegt, 

weshalb der Antrag bei Finanzamt und Finanzgericht schei-

terte. 

Entscheidung 

Der BFH toleriert die rückwirkende Gesetzesänderung und 

wies die Revision zurück. Auf die strenge Art des Nachwei-

ses könne nach geltendem Recht nicht mehr verzichtet 

werden. Eine verfassungsrechtlich unzulässige Rückwir-

kung sei hierbei nicht zu beklagen, denn dem Gesetzgeber 

ist es unter dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes 

nicht verwehrt, eine Rechtslage rückwirkend festzuschrei-

ben, die vor einer Rechtsprechungsänderung einer gefes-

tigten Rechtsprechung und einheitlichen Rechtspraxis 

entsprach. 
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Konsequenz 

Weil der Streitfall das Jahr 2006 und damit einen Zeitraum 

betraf, in dem das Nachweisverlangen der ständigen 

Rechtsprechung entsprach, musste der BFH auch nicht 

über eine im Vertrauen auf die erfolgte Rechtsprechungs-

änderung getätigte Disposition in der Zeit nach November 

2010 urteilen. Hier hätte die Entscheidung (zumindest bis 

zur Einbringung der Gesetzesinitiative im März 2011) an-

ders lauten können. Es bleibt abzuwarten, ob dennoch 

gegen das Urteil Verfassungsbeschwerde eingelegt wird. 

2 
Keine "öffentliche Wiedergabe" 
durch Verbreiten von Tonträgern in 
Zahnarztpraxis 

Kernaussage 

Gegenstand vieler Auseinandersetzungen im Bereich des 

Urheberrechts ist der Anspruch des Künstlers und des 

Tonträgerherstellers auf eine angemessene Vergütung. Die 

private Nutzung ist grundsätzlich vergütungsfrei. Doch 

wann endet die private Nutzung und kommt es zu einer 

"öffentlichen Wiedergabe"? Eine vergütungspflichtige "öf-

fentliche Wiedergabe" liegt jedenfalls vor, wenn in Hotels 

oder Gaststätten Rundfunksendungen übertragen werden. 

Dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) wurde nun die 

Frage zur Entscheidung vorgelegt, ob auch das Radio in 

einer Zahnarztpraxis eine gesonderte Vergütungspflicht 

auslöst. 

Sachverhalt 

Eine Musikverwertungsgesellschaft in Italien hatte Klage 

auf Zahlung einer angemessenen Vergütung gegen einen 

Zahnarzt erhoben, der in seiner privaten Zahnarztpraxis für 

seine Patienten ein Radio eingeschaltet hatte. Zuvor war 

der Abschluss eines Abkommens mit dem Verband italieni-

scher Zahnärzte gescheitert. Die Klage wurde erstinstanz-

lich abgewiesen und vom Berufungsgericht dem EuGH zur 

Vorabentscheidung vorgelegt. 

Entscheidung 

Der EuGH hat den in einer EU-Richtlinie verwendeten 

Begriff der "öffentlichen Wiedergabe" dahingehend ausge-

legt, dass er nicht die kostenlose Übertragung von Tonträ-

gern in einer Zahnarztpraxis für Patienten erfasst. Infolge-

dessen begründe eine solche Wiedergabe keinen Vergü-

tungsanspruch. Es liege keine "Öffentlichkeit" vor, da der 

Kreis der gleichzeitig in der Arztpraxis anwesenden Perso-

nen im Allgemeinen sehr begrenzt sei. Die Wiedergabe sei 

für sich genommen nicht geeignet, sich auf die Einkünfte 

des Zahnarztes auszuwirken. Der Arzt, der in Anwesenheit 

seiner Patienten Hintergrundmusik wiedergebe, erwarte 

vernünftigerweise allein wegen dieser Wiedergabe weder 

eine Erweiterung seines Patientenbestands noch könne er 

die Preise der von ihm verabfolgten Behandlungen erhö-

hen. Denn die Patienten würden sich zu dem einzigen 

Zweck in eine Zahnarztpraxis begeben, um behandelt zu 

werden; eine Wiedergabe von Tonträgern gehöre nicht zur 

Zahnbehandlung. Die Patienten würden zufällig und unab-

hängig von ihren Wünschen je nach dem Zeitpunkt ihres 

Eintreffens in der Praxis und der Dauer des Wartens sowie 

der Art der ihnen verabfolgten Behandlung Zugang zu 

bestimmten Tonträgern genießen. Unter diesen Umständen 

könne nicht davon ausgegangen werden, dass die norma-

len Patienten eines Zahnarztes für die Wiedergabe von 

Tonträgern aufnahmebereit wären. 

Konsequenz 

Nach dem erheblichen Einbruch der Absatzzahlen von 

Tonträgern und dem drastischen Rückgang der Vergütun-

gen suchen die Musikindustrie und die Verwertungsgesell-

schaften nach neuen Einnahmequellen. Neben der konse-

quenten Verfolgung unzulässiger Verbreitung von Tonträ-

gern im Internet ("Musiktauschbörsen") wird verstärkt auf 

eine pauschalierte Abgeltung bei Speichermedien abge-

stellt. Darüber hinaus ist damit zu rechnen, dass im Bereich 

der "öffentlichen Wiedergabe" von Musik und Filmen stär-

ker ermittelt wird. 

3 Sind Unterbringungskosten für Senio-
renheime außergewöhnliche Belas-
tungen? 

Kernproblem 

Zu den üblichen, nicht als außergewöhnliche Belastung 

abzugsfähigen Aufwendungen der Lebensführung rechnen 

regelmäßig auch die Kosten für die altersbedingte Unter-

bringung in einem Altenheim. Ist der Aufenthalt in einem 

Alten- oder Pflegeheim dagegen durch Krankheit veran-

lasst, stellen die Aufwendungen für die Heimunterbringung 

abzugsfähige Krankheitskosten dar. Als Nachweis dient 

regelmäßig die Eingruppierung in eine Pflegestufe. Bei 

Pflegebedürftigen, die zwar in einer Senioreneinrichtung 

leben, aber dort keinen Pflege-Wohnvertrag abgeschlossen 

haben, stellt sich die Frage, welche Kosten konkret als 

außergewöhnliche Belastung abzugsfähig sind. 

Sachverhalt 

Im Streitfall beträgt das monatliche Entgelt für den Senio-

renstift 3.532 EUR. Davon entfallen 2.527 EUR auf das 

Wohnen, 400 EUR auf die Verpflegung und 605 EUR auf 

Betreuung. Zusätzlich ist ein Pflegevertrag abgeschlossen 

worden. Sämtliche Aufwendungen, die mit dem Einzug in 

die Pflegeeinrichtung und der Pflegebedürftigkeit im Zu-

sammenhang stehen, sind als außergewöhnliche Belas-

tungen steuermindernd angesetzt worden. Im Einspruchs-

verfahren änderte das Finanzamt die angefochtenen Ein-

kommensteuerbescheide und berücksichtigte für die Unter-

bringung der Klägerin in der Senioreneinrichtung einen 

Tagessatz von 50 EUR abzüglich einer Haushaltsersparnis 

von 7.680 EUR pro Jahr sowie die nicht von der Pflegekas-

se erstatteten Pflegekosten einschließlich Notrufkosten in 

voller Höhe sowie Kosten für Rollstuhl-Taxifahrten. 
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Entscheidung 

Das Finanzgericht Düsseldorf wies die Klage ab. Es sind 

nicht sämtliche Kosten, die im Zusammenhang mit dem 

Bezug der Senioreneinrichtung anfallen, ohne Rücksicht 

auf ihre Höhe als außergewöhnliche Belastung ansetzbar. 

Vielmehr sind hier zusätzlich die Vorschriften des Sozialge-

setzbuches zu berücksichtigen. Infolgedessen ist es sach-

gerecht, den ansetzbaren Betrag für Unterkunft und Ver-

pflegung auf die Pflegesätze im Bereich der Pflegestufe III 

von 26,20 EUR bis 50,43 EUR zu begrenzen. Dies unge-

achtet dessen, dass gerade keine Heimunterbringung vor-

gelegen hat. 

Konsequenz 

Zur Fortbildung des Rechts hat das Finanzgericht die Revi-

sion beim Bundesfinanzhof zugelassen. Diesem obliegt 

nun die endgültige Entscheidung. 

4 

Kündigung einer Schwangeren wegen 
Kritik über facebook an Kunden des 
Arbeitgebers zulässig 

Rechtslage 

Das Mutterschutzgesetz verbietet die Kündigung von 

Schwangeren. Nur in ganz geringen Ausnahmefällen ist 

eine fristlose Kündigung aus wichtigem Grund zulässig. Der 

Bayerische Verwaltungsgerichtshof hatte im Rahmen der 

Überprüfung der Zustimmung einer Landesbehörde zu 

einer Kündigung darüber zu entscheiden, ob abfällige Äu-

ßerungen einer schwangeren Arbeitnehmerin über den 

wichtigsten Kunden ihres Arbeitgebers auf einer sozialen 

Plattform (hier: facebook), eine solche ausnahmsweise 

fristlose Kündigung rechtfertigen können. 

Sachverhalt 

Die schwangere Arbeitnehmerin war bei einem Sicher-

heitsdienst angestellt und mit der Überwachung des Ein-

gangsbereichs eines Mobilfunkanbieters, der zugleich der 

wichtigste Kunde des Arbeitgebers war, beauftragt. Bei 

diesem war sie auch Privatkundin. Auf ihrem privaten 

facebook-Account postete die Klägerin sinngemäß, dass 

der Mobilfunkanbieter sie "ankotze", weil er trotz Zahlung 

ihren Anschluss gesperrt hatte. Außerdem bezeichnete sie 

die Mitarbeiter des Mobilfunkanbieters als "Penner". Der 

Arbeitgeber beantragte darauf hin bei einer Landesbehörde 

die Zustimmung zur fristlosen Kündigung, die auch be-

schieden wurde. Gegen diesen Zustimmungsbescheid 

richtete sich die Klage. 

Entscheidung 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof gab der Klägerin 

Recht. Der besondere Fall, der nach dem Mutterschutzge-

setz eine fristlose Kündigung rechtfertige, stelle hohe An-

forderungen an den wichtigen Grund. Diese Anforderungen 

würden über die Anforderungen an den wichtigen Grund, 

der sonst eine fristlose Kündigung rechtfertigen könne, weit 

hinaus gehen. Die Grenzen, hier in Form der Schmähkritik, 

seien nicht überschritten. Wenngleich die Wortwahl rüde 

sei, sei sie noch vom Grundrecht auf freie Meinungsäuße-

rung gedeckt. Hinzu komme, dass sich die Äußerungen 

konkret auf das reine Privatverhältnis der Klägerin zu ihrem 

Telefonanbieter beziehe. Schließlich sei bei facebook 

Postings zwischen öffentlichen, für jedermann zugängli-

chen Postings und privaten, nur für Freunde einsehbare, zu 

unterscheiden. 

Konsequenz 

Soweit sich Arbeitnehmer im privaten Bereich sozialer 

Netzwerke bewegen und die Grenzen der Schmähkritik 

nicht überschreiten, können ihre Äußerungen in diesen 

sozialen Netzwerken über Kunden ihres Arbeitgebers nicht 

zur Kündigung führen. 

5 
Umsatzsteuer für ärztliche Leistun-
gen 

Rechtslage 

Ärzten ist selten bewusst, dass ihre Leistungen durchaus 

der Umsatzsteuer unterliegen können. Zwar existiert eine 

Steuerbefreiung für ärztliche Leistungen, diese betrifft aber 

nur solche Leistungen, die der medizinischen Betreuung 

von Personen durch das Diagnostizieren und Behandeln 

von Krankheiten dienen. Leistungen, die diese Kriterien 

nicht erfüllen, unterliegen dagegen der Umsatzsteuer. 

Neue Verwaltungsanweisung 

In Ergänzung zum Umsatzsteuer-Anwendungserlass listet 

die Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt a. M. einen Kata-

log ärztlicher Leistungen auf und erläutert, ob diese um-

satzsteuerpflichtig oder von der Umsatzsteuer befreit sind. 

Hierbei wird insbesondere auf ärztliche Gutachten, Berufs-

untauglichkeitsuntersuchungen und ähnliche Leistungen 

eingegangen, die im Hinblick auf die Umsatzsteuer als 

kritisch einzustufen sind. 

Konsequenz 

Ärzte, insbesondere solche, die Gutachten erstellen, sollten 

die Verfügung zum Anlass nehmen, ihre Leistungen hin-

sichtlich ihrer Steuerfreiheit zu überprüfen. Werden steuer-

pflichtige Leistungen erbracht, so besteht nur dann die 

Verpflichtung zur Abführung von Umsatzsteuer, wenn diese 

Umsätze die Grenze für Kleinunternehmer (17.500 EUR) 

überschreiten. Ergibt sich eine Umsatzsteuerpflicht, so 

verteuert dies regelmäßig die ärztlichen Leistungen, soweit 

sie gegenüber Privaten erbracht werden. Allerdings können 

sich im Einzelfall auch Vorteile ergeben, da die Steuer-

pflicht den Vorsteuerabzug aus bezogenen Leistungen, z. 

B. für Investitionen, eröffnet. Vorsorglich sollten Ärzte über 

entsprechende Umsatzsteuerklauseln in den vertraglichen 

Vereinbarungen mit ihren Auftraggebern sicherstellen, dass 

sie etwa entstehende Umsatzsteuer abrechnen können. 
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  Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

Ansonsten wird diese aus dem Nettohonorar 

herausgerechnet. 

6 
Fristlose Kündigung wegen verspäte-
ter Krankmeldung 

Rechtslage 

Nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz sind Arbeitnehmer bei 

arbeitsunfähiger Erkrankung verpflichtet, spätestens am 

dritten Tag der Erkrankung eine ärztliche Arbeitsunfähig-

keitsbescheinigung vorzulegen. Es ist zulässig, diese Re-

gelung mit einer eindeutigen Regelung im Arbeitsvertrag 

auch zu Lasten des Arbeitnehmers zu verschärfen und die 

Vorlage einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vor dem 

dritten Krankheitstag zu verlangen. Das Landesarbeitsge-

richt Rheinland-Pfalz hatte jetzt über den Inhalt einer sol-

chen Klausel und die Möglichkeit einer fristlosen Kündigung 

bei Verstoß zu entscheiden. 

Sachverhalt 

Der Arbeitsvertrag des Klägers sah vor, dass er ab dem 

ersten Krankheitstag eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbe-

scheinigung beizubringen habe. Nachdem er bei Verlassen 

der Arbeitsstelle angekündigt hatte, am Folgetag wegen 

Rückenschmerzen einen Arzt aufsuchen zu wollen und 

deshalb auch nicht zur Arbeit erschien, ohne eine Beschei-

nigung einzureichen, erteilte ihm der Arbeitgeber am Tag 

darauf eine Abmahnung. Auch an den Folgetagen legte der 

Klage keine ärztliche Bescheinigung vor, so dass der Ar-

beitgeber am fünften Krankheitstag fristlos kündigte. Erst 

dann wurde eine Bescheinigung vorgelegt. 

Entscheidung 

Mit seiner Kündigungsschutzklage unterlag der Kläger vor 

Gericht. Bei erschwerten Umständen kann die Nichtvorlage 

einer ärztlichen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung auch 

eine fristlose Kündigung rechtfertigen. Diese erschwerten 

Umstände liegen dann vor, wenn sich der Arbeitnehmer 

hartnäckig weigert, Bescheinigungen vorzulegen, was der 

Kläger im konkreten Fall durch Nichtvorlage trotz Abmah-

nung über Tage hinweg getan hatte. Da die Regelungen 

des Entgeltfortzahlungsgesetzes in diesem Punkt zudem 

dispositiv seien, könne auch kein Verstoß gegen die guten 

Sitten vorliegen, so die Richter beim rheinland-pfälzischen 

Landesarbeitsgericht. 

Konsequenz 

Die Entscheidung stärkt die Rechtsprechung zur Vorlage 

von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. Legt der Arbeitneh-

mer auch nach Abmahnung fortgesetzt keine ärztliche 

Bescheinigung vor, wird man in der Regel davon ausgehen 

können, dass er sich der Vorlagepflicht hartnäckig wider-

setzt und eine - auch fristlose - Kündigung zulässig ist. 

7 
Bundesanzeiger nur noch im Inter-
net: Abschied von der Druckversion 

Hintergrund 

Der Bundesanzeiger ist ein bedeutendes bundesweites 

Amtsblatt und dient als wesentliche Informationsquelle im 

Rechts- und Wirtschaftsbereich. Herausgeber ist das Bun-

desjustizministerium; der Bundesanzeiger erscheint mehr-

mals wöchentlich als gedruckte Zeitung. Neben der Druck-

version wurde bereits 2002 der elektronische Bundesan-

zeiger als kostenlos zugängliches internetbasiertes Ver-

kündungs- und Bekanntmachungsorgan eingerichtet. Die 

elektronische Variante löst die Zeitung nun ab 

Gedruckter Bundesanzeiger wird voll-
ständig eingestellt 

Ab dem 1.4.2012 wird die gedruckte Ausgabe des Bundes-

anzeigers endgültig eingestellt. Alle bisher noch in der 

Printversion vorgenommenen Veröffentlichungen sind künf-

tig im elektronischen Bundesanzeiger zu publizieren. Da-

durch entsteht eine zentrale Bekanntmachungsplattform; 

diese ist unter www.bundesanzeiger.de für jedermann 

kostenlos im Internet abrufbar. Das Nebeneinander von 

gedrucktem und elektronischem Bundesanzeiger wird da-

mit beendet. 

Namensänderung in „Bundesanzeiger“ 

Der elektronische Bundesanzeiger wird zukünftig nur noch 

den traditionellen Namen "Bundesanzeiger" tragen. Wie 

bisher wird er aus einem amtlichen Teil und weiteren Tei-

len, wie zum Beispiel gerichtlichen oder gesellschaftsrecht-

lichen Bekanntmachungen oder Bekanntmachungen von 

Kommunen, bestehen. Der Zugang zu Verkündungen und 

Bekanntmachungen soll durch zusätzliche Serviceangebo-

te und Recherchemöglichkeiten erleichtert werden. Ab April 

wird unter der oben genannten Internetadresse ein kosten-

loser Newsletter angeboten, der über die im amtlichen Teil 

neu erschienenen Veröffentlichungen informiert. 

8 

Arbeitgeber muss Daten ausgeschie-
dener Arbeitnehmer sofort von 
Homepage löschen 

Kernfrage 

Dienstleistungsunternehmen, insbesondere im Bereich der 

Beratung, veröffentlichen auf Ihren Internetseiten häufig 

Fotos mit Namen und zusätzlichen Informationen Ihrer 

Arbeitnehmer. Oftmals werden die Arbeitnehmer auch in 

Beiträgen auf der Internetseite genannt. Diese Veröffentli-

chungen sind nur zulässig, wenn der Arbeitnehmer ihnen 

zustimmt. Denn grundsätzlich liegt bei einer unberechtigten 

Verwendung von Bild und Namen ein Verstoß gegen das 

allgemeine Persönlichkeitsrecht bzw. das Recht am eige-

nen Bild und Namen vor. Das Landesarbeitsgericht Hessen 

hatte nunmehr darüber zu entscheiden, wann und in wel-

chem Umfang ein ausgeschiedener Arbeitnehmer einen 
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Löschungsanspruch gegenüber seinem ehemaligen Arbeit-

geber hat. 

Sachverhalt 

Der Kläger war Rechtsanwalt. Sein bisheriger Arbeitgeber 

hatte während der Dauer des Arbeitsverhältnisses ein Profil 

auf der Internetseite veröffentlicht. Darüber hinaus befand 

sich sein Name auch im Nachrichtenbereich der Home-

page. Nach dem Ausscheiden war der Kläger weiterhin als 

Rechtsanwalt tätig und verlangte die Löschung seiner per-

sönlichen Daten von der Website. Dem kam die Kanzlei 

lediglich im Hinblick auf das Profil nach; der Verweis im 

Nachrichtenbereich wurde nicht gelöscht. Hiergegen bean-

tragte der Kläger einstweiligen Rechtsschutz und hatte 

Erfolg. 

Entscheidung 

Bei Ausscheiden eines Arbeitnehmers ist jeder Verweis auf 

seine Person oder seinen Namen von der Internetpräsenz 

des bisherigen Arbeitgebers zu löschen. Dies gilt jedenfalls 

dann, wenn die Veröffentlichung werbenden Charakter hat 

und geeignet ist, den Anschein zu erwecken, die Kompe-

tenz des Arbeitnehmers stünde dem Arbeitgeber noch zur 

Verfügung. Ein berechtigtes Interesse des ehemaligen 

Arbeitgebers an der Weiterverwendung bestand hier nicht. 

Konsequenzen  

Die Entscheidung überzeugt. Mit dem Ausscheiden eines 

Arbeitnehmers ist der ehemalige Arbeitgeber nicht mehr 

berechtigt, mit der Kompetenz des Arbeitnehmers zu wer-

ben. Dies gilt insbesondere in Branchen, in denen auch 

gezielt nach Personen und Qualifikationen gesucht wird. 

Dass im Einzelfall ein berechtigtes Interesse an der Weiter-

veröffentlichung besteht, dürfte nur in besonderen Aus-

nahmefällen gegeben sein. 

Rechtsstand: Novemberr 2012 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 

wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 

ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 

im Einzelfall nicht ersetzen. 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heiden-
heim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner 

in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-

tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komple-

xer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

 Steuerberatung  

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!

 


